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Zum Jahreswechsel 2016/17 

 
Wieder neigt sich ein Jahr dem Ende und 
wieder kommt die Zeit, wo man neben hof-
fentlich besinnlichen Stunden im Kreise sei-
ner Lieben auch rückblickt und den vergange-
nen Zeitraum für sich persönlich, aber natür-
lich auch beruflich analysiert. 
 
Mit Jahresrückblicken aller Art über die Ge-
schehnisse in der großen Welt werden wir ja 
wohl demnächst im Fernsehen wieder reich-
lich überschüttet. Und jeder von uns wertet 
auf seine Art die Dinge, die so über ein Jahr 
in unserem Umfeld passieren. 
 
Sie als Betriebsleiter nutzen wahrscheinlich 
auch die Zeit, Ihren Schreibtisch aufzuräu-
men, allen liegengebliebenen „Papierkram“ 
(der ja auch in diesem Jahr auf keinen Fall 
weniger geworden ist) abzuarbeiten, Ihre 
Schlagkartei auszuwerten, vielleicht Ihre Ver-
pächter zu besuchen und vor allem Ihren Cash 
– Flow II anzuschauen um zu sehen, was 
wirklich unter dem Strich bzw. „unter dem 
Weihnachtsbaum“ geblieben ist und wie es 
demzufolge im nächsten Jahr weiter geht.   
Und ausreichend Lektüre haben Sie ja von 
uns auch mit unserem Sonderrundbrief zu den 
CC- und Fachrechtskontrollen erhalten. 
 
In fast allen „Editorials“ vergangener Rund-
briefe zum Jahresende konnte ich le-
sen:“…Das nächste Jahr kann nur besser 

werden als das scheidende Jahr...“  

 
Ist in 2016 tatsächlich alles besser geworden? 
Diese Frage kann man wohl leider nicht mit 
„ja“ beantworten.  
Turbulenzen in den Witterungsverläufen, ern-
tebedingte wirtschaftliche Probleme einher-
gehend mit teilweise ruinösen Erzeugerprei-
sen, besonders im Bereich der  Milch, lassen  
2016 wohl auch nicht zu einem glorreichen 
Wirtschaftsjahr werden.  

 
Über 70 Betriebe haben allein in Sachsen-
Anhalt die Milchproduktion eingestellt und es 
ist mit Sicherheit die eine oder andere Träne 
bei den Betroffenen geflossen, als die letzte 
Kuh den Stall verlassen hat. Selbst mich als 
Außenstehende haben solche Bilder sehr be-
rührt, gerade, wenn Familien davon betroffen 
waren. 
 
Der Bauernbund hat kontinuierlich während 
des ganzen Jahres schnelle Liquiditätshilfen 
für die Bauern gefordert. Die zahlreichen 
Hilfspakete der EU und der Bundesregierung 
waren nur ein Tropfen auf den heißen Stein 
und bringen, wenn sie nicht europaeinheitlich 
durchgesetzt werden, rein gar nichts. Man 
fragt sich schon, welchen Sinn noch ein Men-
genreduzierungsprogramm mit freiwilliger 
Teilnahme hat, und noch dazu, wenn die 
Milchproduktion in andere Länder verlagert 
wird? 
 
Auch in anderen Bereichen hat sich nichts 
spürbar gebessert: Auf dem Bodenmarkt kann 
man meines Erachtens nicht von einer Ent-
spannung sprechen. (Am Ende des Rundbrie-
fes finden Sie ein Interview von mir zum 
Thema „Bestes Land in Bauernhand, welches 
im Oktober im Wirtschaftsmagazin „aspekt“ 
veröffentlicht war.) 

Auf ein Wort 
von Annekatrin Valverde 
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Seit Anfang des Jahres läuft die Anzeige der 
Grundstückkaufverträge, bei denen wir als 
Berufsverband gehört werden, über unsere 
Geschäftsstelle und dadurch haben wir einen 
hervorragenden Eindruck, was sich so alles in 
diesem Markt abspielt. Es gibt zahlreiche 
Möglichkeiten, das Grundstückverkehrsgesetz 
zu umgehen und wir hoffen, dass sich unsere 
neue Landesregierung (die nun schon gar 
nicht mehr so neu ist) zum Jahresbeginn des 
Themas annehmen wird. 
Entsprechende Vorgespräche seitens des Bau-
ernbundes auf Landes- und Bundesebene sind 
bereits erfolgt. 
 
Ich möchte an dieser Stelle keinen Rundum-
schlag durch alle agrarpolitisch relevanten 
Themen des Jahres 2016 machen. Das erfolgt 
dann ausführlich auf unserer Mitgliederver-
sammlung in Form des Rechenschaftsberich-
tes im nächsten Jahr bzw. hatte Präsident 
Klamroth im letzten Rundbrief zu den we-
sentlichen Punkten ausgeführt. 
Außerdem hat es sich bewährt, dass wir unse-
re Mitglieder regelmäßig auf dem e- mail 
Weg über alle aktuellen Themen informieren 
und das werden wir auch im nächsten Jahr so 
beibehalten. 
 
Viele 25-jährige Jubiläen wurden in diesem 
Jahr in den neuen Ländern gefeiert (Auf zwei 
davon werden wir auch in diesem Rundbrief 
eingehen.)  
Auch die Landesverbände des DBB können 
bereits auf diesen Zeitraum seit ihrer Grün-
dung zurückblicken. Während der gesamten 
Zeit hat uns ein gemeinsames Ziel, und zwar 
die Stärkung des bäuerlichen Berufsstandes in 
den neuen Ländern vereint und eine starke 
Interessenvertretung garantiert. 
 
Umso bedauerlicher und unbegreiflich ist es 
für mich, mit welchen innerverbandlichen 
Spannungen wir uns neben unserer politi-
schen und sachbezogenen Verbandsarbeit in 
diesem Jahr befassen mussten.  
Am 19.04.2016 hat der Bauernbund Branden-
burg seine Mitgliedschaft im Deutschen Bau-
ernbundwegen inhaltlicher Differenzen ge-
kündigt. Sowohl dem Präsidenten als auch der  
Geschäftsführung des DBB sind nach unseren 
Erfahrungen der Zusammenarbeit während 

der letzten Jahre keine solchen Differenzen 
bewusst. 
In Gesprächen mit dem Brandenburger Vor-
stand hat Präsident Klamroth versucht, die 
Problematik  zu klären, was aber nicht von 
Erfolg gekrönt war.  
Somit ist der Bauernbund Brandenburg ab 
01.01.2017 nicht mehr Mitglied im DBB. 
Es besteht allerdings die Möglichkeit über 
einen Neuantrag ab 2017. 
 
Nach Anfrage vieler Brandenburger Mitglie-
der ist auch eine Einzelmitgliedschaft im 
DBB möglich. 
Natürlich ist es aber besser, wenn die Interes-
sen gebündelt in einem Verband vertreten 
werden. 
 
Ich hoffe und wünsche mir, dass wir uns im 
nächsten Jahr wieder mehr auf unsere eigent-
liche Arbeit im Verband konzentriert können. 
Sie können mir glauben, dass die Angriffe 
und Intrigen der letzten Monate nicht nur den 
Präsidenten zusätzlich gefordert haben, son-
dern auch Frau Werny und mich emotional 
sehr belastet und uns an unserer eigentlichen 
Arbeit behindert haben. 
 
Umso mehr freuen wir uns nun auf die Weih-
nachtstage und ich wünsche Ihnen ein geseg-
netes Weihnachtsfest und ein gesundes neues 
Jahr 2017. 
 
(Und nicht vergessen: 

Im nächsten Jahr begehen wir das große Ju-

biläum im Gedenken an  

„500 Jahre Reformation“. 

Sachsen-Anhalt wurde schon vom  

„Land der Frühaufsteher“ zum  

„Ursprungsland der Reformation“!)  

 
Mit den besten Wünschen 
 
 
 
Annekatrin Valverde 
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Prämienrechte, Grundstückverkehrsgesetz/Agrarstrukturgesetz –  

CC-und Fachrechtskontrollen 
 

Verbandsgespräche im November auf Bundes- und Landesebene   
 
Verbandsanhörung am 22.11.2017 im Mi-

nisterium für Umwelt, Landwirtschaft und 

Energie 

 

 
Am 22.11.2016 fand im Ministerium ein Ver-
bandsgespräch mit Staatssekretär Weber und 
den Abteilungsleitern Schulz und Wallbaum 
statt. 
Hauptthema war der Stand der Änderungen 
des EPLR, zu denen die EU-Kommission jetzt 
ihr o.k. gegeben hat. Die Änderungen beinhal-
ten die Erhöhung der Ökoprämie und die sog. 
Umsteigerprämie sowie das Existenzgründer-
programm für Junglandwirte, zu dem wir in 
der Vergangenheit schon informierten. In die-
sem Zusammenhang stehen die Vorstellungen 
zur Bereitstellung von Flächen zur Verpach-
tung durch die Landgesellschaft, die Dr. Boß 
erläuterte. 
Präsident Klamroth wies hierzu auch noch-
mals nachdrücklich auf die dafür ebenso not-
wendige Zuteilung von Prämienrechten für 
Junglandwirte hin (siehe Rundbrief 2/2016), 
was auf Bundesebene diskutiert werden muss. 

Gesprächsthemen waren außerdem die Ergeb-
nisse des Gespräches mit Beratungsunter-
nehmen (wo wir noch einmal mit Nachdruck 
die zur Verfügungstellung einer aktuellen 
Beraterliste forderten) und die vorgesehene 
Öffentlichkeitsarbeit zum ökologischen 
Landbau. 

 

 

 

 

Gespräch zwischen Präsident Klamroth und Staatssekretär Dr. Aeikens am 24.11.2016 im 

BMEL in Berlin 

 
Am 24.11.2016 fand ein erstes Gespräch zwi-
schen Präsident Klamroth und Dr. Hermann-  
Onko Aeikens in seiner neuen Funktion als 
Staatssekretär im Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterium in Berlin statt.  
Wie bereits auf Landesebene hat Präsident 
Klamroth auch dem Staatssekretär auf die 
Problematik der Zuteilung von Prämienrech-
ten hingewiesen, da die landwirtschaftlichen 
Flächen grundsätzlich den Bewirtschafter 
ohne die Weitergabe der Prämien wechseln. 

Nach unserer Kenntnis ist die Höhe der mo-
mentan im freien Handel weitergegebenen 
Prämien in keiner Weise wirtschaftlich zu 
rechtfertigen und Ausdruck dafür, dass die 
Betriebe bereits jetzt Vorbereitungen für die 
neue Förderperiode treffen wollen. Gerade 
Existenzgründern und Junglandwirten sind 
mind. für die ersten 5 Jahre ihres Wirtschaf-
tens Prämienrechte aus der Landesreserve zur 
Verfügung zu stellen. 

Aus der Verbandsarbeit 
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Staatssekretär Dr. Aeikens hat die Prüfung 
des Themas in seinem Hause zugesichert. 
 
Zweites Thema des Gespräches war die Wie-
deraufnahme der damals von Dr. Aeikens in 
Sachsen-Anhalt eingebrachten Initiative zur 
Schaffung eines Agrarstrukturgesetzes, um 
Verwerfungen auf dem Bodenmarkt entge-
genzuwirken. Die zur Zeit laufenden Leitbild-
diskussionen in den neuen Ländern haben den 
faden Beigeschmack, dass zunächst um Zeit 
gepokert wird.  
Präsident Klamroth und Staatssekretär Dr. 
Aeikens waren sich einig, dass vorrangig die 
sog. Share Deals mit in das Grundstückver-
kehrsgesetz zu integrieren sind und das Ag-
rarstrukturgesetz anschließend separat auf den 
Weg zu bringen ist.  
Auf jeden Fall wird die gesamte Thematik ein 
wichtiger Arbeitsschwerpunkt auf der Amts-
chefkonferenz im Rahmen der IGW 2017 und 
in der Ausschussanhörung im Landtag von 
Sachsen-Anhalt sein.  
 
Desweiteren hat Präsident Klamroth ein 
Schreiben übergeben, in dem der Bauernbund 
eine Änderung des Prüfalgorithmus bei CC- 
und Fachrechtskontrollen fordert. 
Das bisherige Verfahren zur Sanktionierung 
von Verstößen bei CC- und Fachrechtskon-

trollen ist praxisfremd und provoziert durch 
die verwendeten statistischen Grundlagen 
zwangsläufig eine völlig falsche Wiedergabe 
der Realitäten. 

 Welchen Umfang der gesamte Bürokratismus 
mittlerweile erreicht hat, dokumentiert sich 
am plastischsten im Sonderrundbrief des 
Deutschen Bauernbundes aus Oktober 2016. 
 
Wenn in z.B. Sachsen-Anhalt ca. 50 % der 
überprüften Betriebe auffällig werden, dann 
ist davon auszugehen, dass das Verfahren 
praxisuntauglich ist und die Kriterien schlicht 
und einfach nicht eingehalten werden können.  
 
Es wurde vorgeschlagen, dass in die gesamte 
Problematik mehr wissenschaftliche Untersu-
chungen einziehen müssen, d.h. statistische 
Auswertungen im abgeschlossenen Mehrjah-
resvergleich (Wirtschaftsjahr oder Kalender-
jahr) erfolgen oder innerhalb eines wissen-
schaftlichen Projektes wie z.B. das 
„TIRAMISA“ der Hochschule Anhalt. 
 
Wir werden mit den Themen Prämienrechte 
und Fachrechtskontrollen im nächsten Jahr 
auch die EU-Kommission und die Abgeord-
neten sensibilisieren. 

 

 

 
BLG-Fachgespräch „Neue Ziele für die Agrarstruktur?“ 
 
Am 01.12.2016 fand das jährliche Fachge-
spräch des Bundesverbandes der gemeinnüt-
zigen Landgesellschaften (BLG) in der Ba-
den-Württembergischen Landesvertretung in 
Berlin statt. 
Unter dem o. g. Thema referierten und disku-
tierten Agrarexperten zu Zielen, Leitbildern, 
Kriterien und Instrumenten der künftigen Ag-
rarpolitik. 
Staatssekretäre und Abteilungsleiter berichte-
ten über den Stand der Agrarstrukturpolitik in 
den Ländern Baden-Württemberg, Sachsen-
Anhalt und Niedersachen. 
Für uns waren natürlich insbesondere die 
Ausführungen von Staatssekretär Dr. Weber 
interessant, wie in Sachsen-Anhalt nun mit 

dem von Dr. Aeikens angeschobenen Refe-
rentenentwurf für ein Agrarstrukturgesetz 
weiterverfahren wird. 
Präsident Klamroth wies mit Nachdruck da-
rauf hin, dass die Gesetzesinitiative wieder 
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Gegenstand der politischen Arbeit werden 
muss. Es verstärkt sich der Eindruck, dass die 
Diskussion um ein agrarpolitisches Leitbild in 
den Vordergrund gebracht wird. Ein gemein-
sames Leitbild zu finden wird schwierig, 
wenn nicht sogar unmöglich sein. 
Betrachtet man die Situation auf dem Grund-
stückmarkt, so ist es aber bereits „5 nach 12“! 
 

Der Bereichsleiter „Sicherheiten und Beteili-
gungen“ der Landwirtschaftlichen Renten-
bank hat zum Ende dargelegt, dass bei der 
Rentenbank in 2015 im Vergleich zum Vor-
jahr ein 6-facher Tilgungsrückgang zu ver-
zeichnen ist und die Investitionen um 23 % 
und Stallbauten um 33 % abgenommen ha-
ben. Das zur wirtschaftlichen Situation der 
Betriebe! 

 

Agrarforum der Landjugend 
 
Die Landjugend hat am 29.11.2016 zu ihrem 
diesjährigen Agrarforum unter dem Thema: 
„Kurswechsel der Landwirtschaft in Sachsen-
Anhalt?“ in die Fachhochschule nach Hal-
densleben eingeladen. 
 
Präsident Klamroth saß neben Staatssekretär 
Dr. Weber, Landtagsabgeordneten Daldrup, 
Bauernverbandspräsident Feuerborn im Podi-
um. Gleich zu Beginn der Veranstaltung wur-
de uns ein Imagefilm „25 Jahre Agrargenos-
senschaft Hedersleben“ präsentiert. Diese  

Verherrlichung eines LPG-Nachfolge-
betriebes war natürlich die perfekte Vorlage 
für Präsident Klamroth, der den Film entspre-
chend kommentiert hat. Es ist nur bedauer-
lich, dass der Nachwuchs mit solchen Werbe-
kampagnen völlig irritiert wird. Am Applaus 
war zu erkennen, dass von der anwesenden 
Landjugend ca. 50 % der Bauernschaft ent-
stammten und der andere Teil wohl in einer 
Agrargenossenschaft seine Lehre absolviert 
hat.
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Stellungnahme des Deutschen Bauernbundes zur Tagung  

„25 Jahre Agrargenossenschaften“ am 02.11.2016 in Halle 

Grundlage der Umwandlung bildete das 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz, das aber 
nach verbandsinternen und wissenschaftlichen 
Analysen den ehemaligen LPG-Mitgliedern 
bestenfalls nur zu 30 % das ihnen zustehende 
Recht zukommen ließ. Das Landwirtschafts-
anpassungsgesetz wurde völlig unzureichend 
durchgesetzt. Damit verfügen seit der Wende 
die LPG-Nachfolgebetriebe über ein erhebli-
ches, nicht gerecht erworbenes Kapital. 
Das Kapital wurde noch vermehrt durch die 
Übernahme der wirtschaftlichen Schulden im 
Jahre 2007 durch die Bundesrepublik 
Deutschland in Höhe von 2,7 Mrd. €, bei vor-
hergehender Änderung des Genossenschafts-
gesetzes. 
Es stimmt eben nicht, dass in der Wende sich 
nicht viele Bauern selbständig machen woll-
ten, sondern der Sprung in die Selbständigkeit 
wurde in aller Regel massiv behindert. Des-
halb sah sich sogar der Gesetzgeber genötigt, 
mit entsprechendem Nachdruck von den 
LPG-Nachfolgebetrieben zu verlangen, dass 
die Wiedereinrichtung bäuerlicher Betriebe zu 
unterstützen ist. 
Es hat nicht ansatzweise eine Chancengleich-
heit zwischen den umgewandelten LPG´n und 
den Wiedereinrichtern gegeben. 
Der finanzielle Nachteil, dem sich die Bauern 
gegenüber sahen, kann bei vorsichtiger Schät-
zung mit 3.000 €/ha beziffert werden, ganz zu 
schweigen davon, dass der Informationsvor-
sprung über die „Bodenbücher“ (die in fast 
allen LPG´n vorhanden waren) den Zugriff 
auf die Verpächter, insbesondere die Groß-
verpächter, chancenungleich ermöglichten. 
Das hatte wiederum z.B. zur Folge, dass die 
Agrargenossenschaften BVVG-Flächen in 
erheblichem Ausmaß anpachten konnten und 
wegen des Vorhandenseins langfristiger 
Pachtverträge auch noch zusätzlich bis zu ca.  
100 ha stark subventioniert bei damals ca. 
6.000 DM/ha kaufen konnten. Diese Flächen 
werden, jetzt nach Auslaufen der Bindungs-
frist, z.B. in Sachsen-Anhalt mit über 30.000 

€/ha angeboten. Die Rendite wird dann wie-
der zum Ankauf von Flächen aus Privathand 
zu weit günstigeren Preisen verwandt. 
Es gibt z.B. Sachsen-Anhalt nach verbandsin-
ternen Recherchen mindestens 10 Betriebe 
mit einem Eigentumsanteil von mindestens 
1.000 ha. Das pervertiert den gesamten Um-
gang mit der Bodenreform. 
Die Behauptung, dass Agrargenossenschaften 
eigentlich Mehrfamilienbetriebe sind, ist irre-
führend. In sehr vielen LPG-
Nachfolgebetrieben entspricht die Organisati-
on der Arbeit der klassischen Landarbeiter-
Geschäftsführer-Struktur. 
Die Eigentümer des Betriebes, also die Ge-
nossen, haften nur mit ihrem Genossen-
schaftsanteil. Dem Deutschen Bauernbund ist 
kein Fall bekannt, bei dem Genossen ihr pri-
vates Eigentumsland auch grundbuchlich für 
die Sicherung der Kredite zur Verfügung ge-
stellt haben. 
In den ordentlichen bäuerlichen Familienbe-
trieben haftet der Bauer mit seinem gesamten 
Vermögen für sein Tun und Lassen.   
 
In Vorbereitung der vorstehend erklärten Ent-
schuldung sind sehr viele ehemalige LPG-
Mitglieder aus den Agrargenossenschaften 
„ausgeschieden wurden“. 
Ihnen wurde oft erklärt, dass sie unter Um-
ständen auch für die Altschulden mit ihrem 
Vermögensanteil haften könnten. In der Folge 
davon konzentriert sich das Vermögen der 
jetzigen Betriebe in sehr wenigen Händen. 
Um die Privatisierung des ehemaligen genos-
senschaftlichen Vermögens in das private 
Vermögen gesetzeskonform zu überführen, 
haben sich aus sehr vielen Agrargenossen-
schaften GmbH´s entwickelt. Die Zahl der 
eingetragenen Genossenschaften hat von 
1996-2013 um 34% abgenommen, die 
GmbH´s haben dagegen um 48 % zugenom-
men. 

 

Die Umwandlung der ehemaligen LPG´n in Agrargenossenschaften war alles andere als eine 

Erfolgsgeschichte. 
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Zu verzeichnen ist auch, dass aus den Agrar-
genossenschaften Betriebsteile in GmbH´s 
umgewandelt werden. 
Über Share-Deals wird jetzt versucht, außer-
landwirtschaftliches Fremdkapital in diese 
Betriebe einfließen zu lassen, um einerseits 
Liquiditäts-  und Rentabilitätsprobleme zu 
lösen, vermutlich aber vor allem deshalb, um 
den ausscheidenden Funktionären erhebliche 
Vermögensanteile monetär zur Verfügung zu 
stellen. 
Neben dieser himmelschreienden Ungerech-
tigkeit ist vor allem die katastrophale Auswir-
kung auf die Agrarstruktur der neuen Länder 
zu kritisieren.  
Ein Dorf hat in den neuen Ländern ca. 1.000 
ha Gemeindefläche. Bei Betrieben mit mehre-
ren 1.000 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche 
ergibt sich damit zwangsläufig eine hegemo-
niale Machtausübung der Vorstände und Ge-
schäftsführungen, weil das Wirken dieser Be-
triebe über mehrere Dörfer geht. 
Bauern, die in solchen Regionen wirtschaften, 
berichten immer wieder davon, dass direkt 
und indirekt Druck auf die Verpächter ausge-
übt wird und sie in ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung massiv benachteiligt werden. 
Das ganze findet oft „unterhalb der Gürtelli-
nie“ statt.  
 

Trotzdem: Es sind die bäuerlichen Familien-
betriebe in den Rechtsformen der Einzelun-
ternehmen und der GbR, die die meisten Ge-
winne erwirtschaften und damit einen wesent-
lich höheren finanziellen Beitrag für die Ge-
sellschaft über die Erwirtschaftung erhebli-
cherer Steuern nachweisen, als die juristi-
schen Personen. In den bäuerlichen Betrieben 
finden etwa 30 % mehr Menschen Lohn und 
Brot als in den juristischen Personen. Die 
Entwicklung der ländlichen Räume über einen 
wettbewerbsfähigen Mittelstand und ein viel-
schichtiges soziales Gemeinwesen ist nur über 
eine flächendeckende bäuerliche Landwirt-
schaft zu erreichen. Die Bauern wirtschaften 
aus der Generationsverantwortung und dem 
Schöpfungsgedanken heraus und gehen damit 
mit den natürlichen Ressourcen auch wesent-
lich schonender um, als eine reine gewinnori-
entierte agrarindustrielle Landwirtschaft. 
 
„Was den Generationswechsel in der Land-
wirtschaft angeht; wir haben nicht zu wenig 
Hofereben, wir haben zu wenig Höfe. Dem 
gesamten Problem ist jetzt nur noch über eine 
Degression und Kappung der Agrarbeihilfen 
und über ein neues Agrarstrukturentwick-
lungsgesetz beizukommen“,  so Präsident 
Klamroth in seiner Stellungnahme zur Tagung 
„25 Jahre Agrargenossenschaften „ in Halle.  
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Bauernbund begrüßt Steuervorteile für Familienbetriebe  
(PM v. 27.10.2016) 

 
Der Deutsche Bauernbund begrüßt außeror-
dentlich, dass die Bundesregierung in ihrem 
Hilfspaket nur Einzelunternehmen und Perso-
nengesellschaften Steuervorteile einräumen 
will. 
Das ist seit langem eine Forderung des Deut-
schen Bauernbundes. 
 
Viele Betriebe sind bisher, zumindest tempo-
rär in Liquiditätsschieflage gekommen, weil 
vor allem bei der Einkommenssteuer keine 
Gewinnglättungsmöglichkeiten eingeräumt 
wurden. 
Das jetzige Verfahren sieht vor, dass rückwir-
kend ab dem Jahr 2014 die Gewinne gleich-
mäßig auf  
3 Jahre verteilt werden können und damit 
jahresbedingte Schwankungen steuerlich ab-
gefedert werden. 
 
Analysiert man die bisherigen Steuerleistun-
gen der juristischen Personen (Agrargenos-
senschaften, GmbH´s etc.) im Vergleich zu 
den Steuerleistungen der Einzelunternehmen, 
so erwirtschafteten die Einzelunternehmen 
einen wesentlich höheren Nutzen für die Ge-
sellschaft. 
Gerade die juristischen Personen in den neuen 
Ländern haben seit der politischen Wende 

erhebliche steuerliche Vorteile in Anspruch 
genommen, ganz zu schweigen von dem Ent-
schuldungspaket in Höhe von 2,7 Mrd. € ab 
2007. 
Es ist blamabel und entlarvend, dass der 
Deutsche Bauernverband die Gleichstellung 
aller Rechtsformen fordert. 
Es bleibt zu hoffen, dass das BMEL und das 
Bundesfinanzministerium diesmal nicht wie-
der einknicken. 
 
„Die jetzige Maßnahme ist ein Weg in die 
richtige Richtung. Von einer Chancen- und 
Wettbewerbsgleichheit zwischen Einzelunter-
nehmen und juristischen Personen kann aber 
nach wie vor überhaupt keine Rede sein. Das 
beginnt bei der Degression und Kappung von 
Agrarbeihilfen und hört mit dem Grund-
stücksverkehrsrecht noch lange nicht auf“, so 
der Präsident des Deutschen Bauernbundes, 
Kurt-Henning Klamroth. 
 
(Nach anfänglichem „hin und her“ soll die 

Gewinnglättung  nun doch Teil des Hilfspa-

ketes für die Landwirtschaft bleiben. Darauf 

hat sich die Große Koalition geeinigt und der 

Verabschiedung im Bundestag steht  nichts 

mehr im Wege.)

 

 

 
Stellungnahme zu den Flächenmaßnahmen der ländlichen Entwicklung; 

hier: Integration naturbedingter Strukturelemente 
 
zur Zwischenevaluierung der MSL-
Maßnahme darf ich Ihnen folgende Anmer-
kungen mitteilen: 
 
Dass die Maßnahme in Sachsen-Anhalt so 
schlecht angenommen wird, ist mit Sicherheit 
auf die schwierigen Fördervoraussetzungen 
zurückzuführen. 
Betriebe, die in der vergangenen Förderperio-
de insbesondere Blühstreifen anlegten; haben 
aufgrund schlechter Erfahrung diesmal davon 
Abstand genommen. 

 
Hier einige Gründe: 
 
- Beim Anlegen von mehrjährigen Blüh-

streifen ist nach einem Jahr häufig mit ei-
ner starken  Verunkrautung (Ver-
queckung, Verdistelung, Vertrocknung) 
der Fläche zu kämpfen, so dass  die Ge-
fahr besteht, dass die Fördermaßnahme 
nicht anerkannt wird. Außerdem ist mit 
einer  Kritik der Bevölkerung vor Ort 
und des Verpächters zu rechnen. 
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 Da es sich in der Regel um Pachtflächen 

handelt, haben die Betriebe natürlich 
auch eine  gewisse Verpflichtung gegen-
über ihrem Verpächter. 

 
- Der Status Ackerland muss auch bei 

mehrjährigen Blühstreifen erhalten blei-
ben; es darf  nicht plötzlich ein Bio-
top entstehen. 

 

- Im Rahmen der Tauschvereinbarungen, 
die die Betriebe untereinander haben 
muss es möglich sein, die Fläche zurück-
zuziehen oder zu übertragen.  

 
- Die vorgeschriebenen Saatgutmischungen 

sind nach wie vor zu teuer. Hier sollten 
Standardmischungen, wie z.B. Phacelia, 
Sonnenblumen etc. verwendet werden 
dürfen. 

 
 

20. Landesernteball des Bauernbundes Sachsen-Anhalt  

am 05. November 2016 in Magdeburg  

 
Der Bauernbund Sachsen-Anhalt e.V. hat 
auch in diesem Jahr wieder zu seinem traditi-
onellen Landesernteballs nach Magdeburg 
eingeladen. Im ausverkauften Festsaal des 
Herrenkrug-Parkhotels wurde den Gästen ein 
unvergesslicher Abend mit Comedy, Tombo-
la, Tanz und reichhaltigem Buffet geboten.  
 
Präsident Klamroth erläuterte in seiner Be-
grüßung die Schwierigkeiten des Wirtschafts-
jahres 2016 aufgrund von erntebedingten 
wirtschaftlichen Problemen einhergehend mit 
teilweise ruinösen Erzeugerpreisen. Dennoch 
gab es Grund dankbar zu sein und nach den 
Belastungen des alten Jahres einen schönen 
Ball mit zahlreichen hochrangigen Gästen aus 
Politik und Wirtschaft  
zu verbringen.  
Eine besondere Ehre war, dass wir – neben 
zahlreichen Landtagsabgeordneten – auch 
Frau Gabriele Brakebusch, die in jedem Jahr 
zu unseren Stammgästen gehört, diesmal als 
neu gewählte Landtagspräsidentin begrüßen 
durften. 
Zu den Ehrengästen des Abends gehörten 
außerdem der Innenminister des Landes Sach-
sen-Anhalt, Holger Stahlknecht und zum ers-
ten Mal unsere neue Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft und Energie, Professor Clau-
dia Dalbert zusammen mit ihrem Staatssekre-
tär Dr. Ralf Weber. 

 
Ministerin Dalbert übermittelte die Grüße der 
Landesregierung, dankte den anwesenden 
Bauern für ihre geleistete Arbeit und rief zum 
sachlichen Umgang miteinander auf. 
 
 
Im beginnenden Jahr der Reformation eröff-
nete Präsident Klamroth den Ball mit einem 
Zitat von Martin Luther: „alle Mühsal können 
die Deutschen ertragen, könnten Sie ebenso 
doch auch ertragen den Durst“. 
 

Kultureller Höhepunkt des Abends war das 

„Sachsenkind Friedlinde“ aus Dresden (alias 

Petra Hoffmann), die  mit ihrem humorvollen 

Programm aus Comedy, Stand Up und Kin-

dermund den Saal so richtig in Stimmung 

brachte. 
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Vielen Dank an alle, die unserem Ernte-

ball unterstützt haben. 

Wir freuen uns auf ein Wiedersehen im 

nächsten Jahr am 11.11.2017! 

 
 
 
 
 

 
 
Erntedankgottesdienst beim Erntefest im Elbauenpark am 18.09.2016 

 

Gemeinsames Fürbittengebet mit 

Ministerpräsidenten Haseloff und 

Ministerin Dalbert während des 

Erntedankgottesdienstes 

 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

 
Auch in diesem Jahr erhielt  

Frau Ahlers für ihre eigens  

gebundene Erntekrone eine  

Auszeichnung im Rahmen des  

Erntekronenwettbewerbes 
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Weitere Veranstaltungen/Höhepunkte in letzter Zeit: 
 

Titel der Veranstaltung Zeit und Ort Teilnehmer 

Gutachterausschusssitzung AFP 15.9.2016 und 30.09. in 
Magdeburg 

H. Sanftenberg 

Verbandsgespräch zu EPLR 22.11.2016 im MULE MD Klamroth/Valverde 

Gemeinsamer Begleitausschuss 
EFRE,ELER, ESF 

8.09.2016  
09.09.2016 in Wittenberg 

Sanftenberg/Bruchmüller 

Auftaktveranstaltung Fördermaßnah-
me „Europäische Innovationspartner-
schaft“ 

09.11.2016 in MD Bruchmüller/Valverde 

AbL - Tag der Landwirtschaft 30.10.2016 in Bernburg Dr. Schwalenberg 

Expertengespräch zur landwirtschaft-
lichen Unternehmensberatung 

27.10.2016 in Magdeburg Bruchmüller 

WiS0-Beirat  17.05.2016/Juni/August Bruchmüller 

Gespräch mit Staatssekretär Weber  
11.11.2016 in MD 

Klamroth/Valverde 

Vorstandssitzung HV Anhalt und Süd 18./19.10.2016 in Lin-
genau und Weißenfels 

Sanftenberg 

25 Jahre Tierseuchenkasse 18.10.2016 im MULE MD Heukamp 

Bundesfachausschuss der CDU 28.11.2016  Klamroth 

BLG-Fachgespräch „Neue Ziele für 
die Agrarstruktur?“ 

01.12.2016 in Berlin Klamroth/Valverde 

Agrarforum der Landjugend (Podi-
umsgespräch) 

29.11.2016 in Haldensle-
ben 

Klamroth/Valverde 

 
 
Rainer Martinetz in den Ruhestand 

verabschiedet 
 
Auf Einladung der Norddeutschen Pflanzen-
zucht H. Georg Lembke KG fand am 
27.10.2016 die Verabschiedung von ihrem 
langjährigen Mitarbeiter Rainer Martinetz 
statt, an der auch Vorstandsmitglied Klapper 
und Geschäftsführerin Valverde teilnahmen. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Herr Martinetz verbrachte einen Großteil sei-
ner über 40- jährigen Tätigkeit auf den Fel-
dern und in Betrieben in Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen und war auch bei vie-
len unserer Mitgliedsbetriebe ein zuverlässi-
ger und vertrauter Anbauberater.  
 
Frau Valverde bedankte sich bei Rainer, der 
unserem Verband  immer sehr nahe stand und 
vielseitig unterstützt hat.  
 
Wir wünschen Herrn Martinetz für seinen 
neuen Lebensabschnitt alles Gute, Gesundheit 
und Gottes Segen! 
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Erfassung und Auswertung der Verkehrsströme auf repräsentativen landwirt-
schaftlichen Wegen – Erarbeitung eines Wegeverbandsgesetzes 
 
Im Koalitionsvertrag der Landesregierung 
Sachsen-Anhalt heißt es: „Die Sicherung von 

Mobilität bleibt ein Kernelement bei der Be-

wältigung der Herausforderungen des demo-

grafischen Wandels im ländlichen Raum. Da-

zu gehört ein multifunktionales ländliches 

Wegekonzept. Die Unterhaltung der geschaf-

fenen ländlichen Wege werden wir sichern.“  

 
Gerade in den neuen Ländern spielt das Prob-
lem der Wegeunterhaltung eine große Rolle, 
weil relativ wenige Betriebe ein großes We-
genetz benutzen, um ihre Bewirtschaftungs-
flächen zu erreichen. 

 
Eine verbandsinterne Analyse des Bauern-
bundes Sachsen-Anhalt zur Benutzungshäu-
figkeit und Unterhaltung des landwirtschaftli-
chen Wegenetzes hatte als Ergebnis, dass das 
landwirtschaftliche Wegenetz zu einem völlig 
überzogenen und ungesetzlichen Teil von 
Fahrzeugen benutzt wird, die überhaupt keine 
Befahrberechtigung für dieses Wegenetz ha-
ben. (Genaue Auswertung liegt zum Jahres-
ende vor.)  
 
Ebenso haben in einer Abfrage die Betriebe 
ihr Unverständnis ausgedrückt, dass z.B. 
- über 50 % unentgeltlich die Wegeunterhal-
tung übernehmen 
- ca. 80 % die Pflege der Ränder an den 
Feldwegen übernehmen 
- über 50 % die Wegebegleitgräben pflegen 

- 70 % die begleitenden Bäume und Sträucher 
pflegen 
 
Unberechtigte außerlandwirtschaftliche Be-
nutzungen, illegale Müllentsorgung, ungeklär-
te Eigentumsverhältnisse wurden ebenso be-
nannt. 

 
In der Vergangenheit ist durch das praktische 
Handeln der Beweis erbracht worden, dass die 
zuständigen Kommunen und andere Rechts-
träger ihrer Verkehrssicherungspflicht nur in 
sehr überschaubaren Umfang nachkommen. 
Damit liegen die Unterhaltungs- und Pflege-
maßnahmen ohnehin bei den bewirtschaften-
den Betrieben in den einzelnen Regionen. 
Diese Tätigkeiten müssen auf eine gesicherte 
rechtliche und finanzielle Basis gestellt wer-
den.  
Deshalb wird der Verband Anfang 2017 im 
Agrarausschuss des Landtages Sachsen-
Anhalt vortragen um zu erreichen, dass eine 
eigene Gebietskörperschaft in Form eines 
Realverbandes ermöglicht wird. Hierzu wird 
ein entsprechender Gesetzentwurf einge-
bracht. Dieser Gesetzentwurf eines Wegever-
bandsgesetzes soll auch später Grundlage für 
andere Landesregierungen sein, da gerade in 
den neuen Ländern die Besonderheit besteht, 
angeordnete Flurbereinigungsverfahren zu 
berücksichtigen und den Umgang mit den 
bestehenden Teilnehmergemeinschaften. 

 
 
 
 
 
 

 

 
 

Sachthemen – fachliche Informationen 
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Pachtzinserhöhungen sind sorgfältig zu prüfen 
 

An dieser Stelle möchten wir Ihnen noch einmal den gleichen, aber immer noch sehr aktuellen Arti-

kel des Rechtsanwaltes Michel wiedergeben, den wir bereits im Rundbrief vor einem Jahr veröffent-

lichten. Herr RA Michel hatte ja auch auf unserem Bauerntag dazu referiert. 

Uns ist bekannt, dass viele unserer Mitglieder wieder mit Pachtpreiserhöhungen der BVVG kon-

frontiert wurden. Die BVVG hat aber inzwischen eingesehen, dass die Pachtvertragsklausel un-

wirksam ist; sie versuchen es aber einfach; vielleicht merkt es ja keiner! 

Lassen Sie sich also Pachterhöhungen nicht gefallen.  

 
Die meisten Landwirte nehmen das wieder-
kehrende Verlangen der BVVG nach einer 
Pachtzinserhöhung hin wie Frost und Tro-
ckenheit. Das muss nicht sein. Gegen Früh-
jahrstrockenheit kann man nichts machen, 
gegen das Verlangen der BVVG nach überzo-
genen Pachtzinsen sehr wohl.  
Die BVVG hat kaum eine Chance, ihre 
Pachtvorstellungen in einem bestehenden 
Pachtvertrag gegen den Landwirt durchzuset-
zen. Deshalb setzt die BVVG auf die bewähr-
te Taktik, zunächst eine exorbitante Pacht zu 
fordern, um sich dann gnädig auf etwas weni-
ger zu einigen. Dabei hat die BVVG in aller 
Regel keinen Erhöhungsanspruch. Was sollte 
der Pächter wissen? 
 
1. Die Formularklausel in den BVVG-

Pachterträgen ist unwirksam, da sie den 
Landwirt unangemessen benachteiligt. 
Die vorgesehene Anpassung des Pacht-
zinses entsprechend der Entwicklung des 
allgemeinen Pachtniveaus führt zu exzes-
siven Pachthöhen, wenn (und das ist die 
Regel) die BVVG zunächst einen sehr 
hohen Pachtzins bei Abschluss des 
Pachtvertrages „verhandelt“ und diesen 
dann entsprechend der Entwicklung des 
Pachtmarktes weiter erhöht. Wer das 
Doppelte des üblichen Pachtzinses bei 
Abschluss des Pachtvertrages zahlen 
muss, soll nach der Vorstellung der 
BVVG auch das Doppelte des im Laufe 

der Jahre gestiegenen Pachtniveaus zah-
len. Das widerspricht der gesetzlichen 
Regelung des § 593 BGB. 

 
2. Für eine Anpassung des Pachtzinses ist 

das regional übliche Pachtzinsniveau 
maßgeblich. Das ist der Durchschnitt al-
ler Pachten, also auch der zum Teil wei-
terhin sehr gemäßigten Bestandspachten 
privater Verpächter. Die exorbitanten 
Ausschreibungsergebnisse der BVVG 
stellen die Spitzenpachten dar und haben 
in aller Regel nichts mit dem regionalen 
Pachtniveau zu tun.  

 
3. Sollte die BVVG nach Vertragsschluss 

Flächen aus dem Pachtvertrag verkauft 
haben, kann sie nur gemeinsam mit den 
Käufern eine Pachtzinsanpassung verlan-
gen. Bei einem Verkauf werden aus ei-
nem Pachtvertrag nicht zwei Pachtverträ-
ge, sondern aus einem Verpächter zwei 
Verpächter, die immer nur gemeinsam 
handeln können. 

Der Pächter hat somit sehr gute Chancen, sich 
gegen jedes Pachtanpassungsverlangen der 
BVVG zu wehren und damit die Politik der 
Preisspirale zu durchbrechen. Prüft das 
Landwirtschaftsgericht das Verlangen der 
BVVG, wird sie nur in den seltensten Fällen 
Erfolg haben.  
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Existenz der Bodenbücher in juristischen Personen und deren Auswirkungen 
auf die Situation am Bodenmarkt 
 
Im Rahmen der Vorbereitungen für eine Novellierung des Grundstückverkehrsgesetzes war die Un-

gleichbehandlung zwischen Wiedereinrichtern und juristischen Personen beim Flächenerwerb auch 

ein Thema. Die Vorteile, die die juristischen Personen aus dem Vorhandensein der Bodenbücher 

haben, dauern bis heute an. Im Folgenden unsere Zuarbeit für Staatssekretär Dr. Aeikens im 

BMEL. 

 
Bodenbücher lagen in allen Landwirtschafts-
betrieben vor und wurden auch zu DDR-
Zeiten weitergeführt, d.h. zur Wende verfüg-
ten die LPG´n, aber eben auch die Direktoren 
der ehemaligen volkseigenen Güter über 
exakte Unterlagen, wem welche Flurstücke in 
der bewirtschafteten Region vom Ur-sprung 
her gehört haben. 
 
Zu Zeiten der DDR wurde natürlich auch das 
Kataster gepflegt,  d.h. selbst Erbangelegen-
heiten und Übertragungen oder Enteignungen 
(teilweise durch die Bundesrepublik zurück-
gegebene, wenn es sich um militärisches Inte-
ressengebiet handelte) wurden in den Grund-
büchern aktualisiert. Die Vorteile, die sich 
daraus für die Betriebsleiter der jur. Personen 
ergeben haben, sind eklatant und wirken bis 
heute nach. Sie hatten und haben erheblichen 
Anteil daran, dass die wiedereinrichtenden 
Betriebe erheblich größere Startschwierigkei-
ten hatten.  
 
a. Treuhand/BVVG Land 
Eine Anpachtung dieser Flächen war nur nach 
Kenntnis der Flurstücke möglich. Die sei-
nerzeit eingesetzten Pachtempfehlungskom-
missionen, die das Unheil etwas mindern soll-
ten, hatten natürlich wenig realistische Chan-
cen, weil die Bauern gar keinen offiziellen 
flurstückgetreuen detaillierten Pachtantrag 
stellen konnten, gleichwohl haben die LPG´n 
und VEG´n das gekonnt. In Einzelfällen wur-
den zwar trotzdem dann Flächen den Bauern 
zugesprochen, aber wie gesagt in Einzelfällen. 
Das ist hauptsächlich die Ursache dafür, dass 
in fast jeder LPG, mehrere Pachtverträge mit 
der BVVG vorhanden sind. Im statistischen 
Durchschnitt etwa 1,5 Pachtverträge. Nur je-
dem 3. Haupterwerbsbetrieb in der Rechts-
form der Einzelunternehmen war es überhaupt 

möglich, einen Pachtvertrag mit der BVVG 
zu erhalten. 
Besonders hervorzuheben ist, dass die Pacht-
preise der BVVG bis zur Änderung der Priva-
tisierungsstrategie ein sehr deutlich niedriges 
Niveau hatten. 
Nur wer im Besitz eines langfristigen Pacht-
vertrages war, konnte auch einen Antrag auf 
EALG-Kauf stellen. Die in Rede stehenden  
8.000 BP (entspricht gut 100 ha) konnten von 
fast allen LPG-Nachfolgenunternehmen aus-
geschöpft werden, während der Anteil bei den 
Einzelunternehmen deutlich geringen war 
bzw. überhaupt keine Möglichkeit bestanden 
hat, EALG Flächen zu kaufen. 
Die Bindungsfrist für diese Fläche zur land-
wirtschaftlichen betriebsinternen Nutzung lag 
bei 20 Jahren. Die sind jetzt in vielen Fällen 
um, so dass die LPG-Nachfolgeunternehmen 
für diese Fläche die sie seinerzeit für unter 
6.000 DM gekauft haben, mittlerweile für 
über 30.000 € (guter Boden) auf den Markt 
bringen und damit für zusätzliche Verwerfun-
gen auf den Bodenmarkt sorgen.  
Diese Verkaufswerte fließen in die LPG-
Nachfolgebetriebe ein, welche dann dazu ver-
wand werden, dass ein zusätzlicher Kaufdruck 
auf günstigere Fläche aus der Privathand aus-
geführt wird bzw. versucht wird über die, 
Share Deals diese Flächenanteile in den 
Portemonnaies von einigen wenigen, in der 
Regel alten kommunistischen Führungskräf-
ten, zu privatisieren. 
 
b. Privatanpachtung 
Die vorstehend gemachten Erklärungen der 
Möglichkeiten zur Anpachtung von Flächen-
bestand natürlich auch im privaten Bereich. 
Die LPG-Nachfolgebetriebe wussten sehr 
wohl, wer der aktuelle Eigentümer dieser Flä-
chen war, und hatten  mit übergroßer Mehr-
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heit erreicht, dass die Flächen der Privatper-
sonen dann auch an sie verpachtet wurden. 
 Die Bauern wussten oftmals gar nicht, wem 
die Flächen gehört haben. 
Verstärkt wurde das Moment dadurch, dass 
viele Neubauern, die nach 1945 mit etwa 5-8 
ha aufgesiedelt wurden, ohnehin keine inten-
sive Bindung an diese Flächen gehabt haben 
und somit auch die Bereitschaft größer gewe-
sen ist, diese Flächen in den Nachfolgebetrie-
ben der sozialistischen Landwirtschaft zu las-
sen.  
Oft nur die angestammten Bauern in den Ort-
schaften haben, wenn die Möglichkeit be-
stand, in aller Regel die Flächen an Wieder-
einrichter verpachtet (die Wiedereinrichter be-
wirtschaften heute in den neuen Ländern, 
trotz dieser Benachteiligung über 50 % der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche). 
 
 

Die aktuellen Vorteile aus der Existenz dieser 
Bodenbücher bestehen auch darin, dass, bei 
den nach 26 Jahren in vielen Familien einge-
tretenen Erbfällen, die Ansprechpartner 
schneller ausfindig gemacht werden können 
bzw. die weit in der Republik verstreuten Er-
ben sich zuerst einmal an die LPG- Nachfol-
georganisationen (in der Regel Agrargenos-
senschaften oder GmbH´s) mit ihrem Ver-
kaufswillen wenden.  
 
Die Analysen, die  im Rahmen der Genehmi-
gungsverfahren zum jetzt bestehenden Grund-
stückverkehrsrecht durchgeführt werden, be-
weisen eklatant dieses Bild. Es ist sehr auffäl-
lig, dass viele LPG-Nachfolgebetriebe auf 
einmal Flächen zum Erwerb von Eigentümern 
aus Süd- und Norddeutschland anzeichnen, in 
der Regel in der Größenordnung zwischen 3 
und 5 ha.

 

Informationen zur Sozialwahl im 
Mai  2017 
von Dieter Broer, FA Agrarsoziales 

 
Der Bundesträger SVLFG wird vermutlich im 
Mai 2017 eine Wahl mit Wahlhandlung in der 
Gruppe der Selbständigen ohne Fremde Ar-
beitskräfte (SOFA) durchführen.  
Bei der Gruppe der Arbeitgeber wäre dies 
auch möglich, wenn die Freie Liste: Mann, 
Hirsch, Koch, Bunsen, von Woellwarth, vom 
Wahlausschuss zugelassen wird und keine 
Einigung zwischen den beiden Listen im  
Arbeitgeberbereich erzielt wird.  
Berechtigt, Vorschlagslisten einzureichen, 
sind Gewerkschaften, berufsständische Verei-
nigungen(nur SOFA Gruppe), Vereinigungen 
von Arbeitgebern und  Freie Listen. 
 
Sind die vorschlagsberechtigten Organisatio-
nen seit der letzten Sozialversicherungswahl 
nicht mit mindestens einem Vertreter unun-
terbrochen in der Vertreterversammlung ver-
treten, benötigen sie als Voraussetzung für die  

 
 
Der DBB hat keine Vorschlagsliste für die 
SOFA Gruppe eingereicht, da der Aufwand 
für eine bundesweite Unterstützerliste zu hoch 
ist. (Bei der Sozialwahl 2011 hatten wir das 
getan; ein großer personeller und finanzieller 
Aufwand, letztlich ohne Erfolg.) 
Auch die Relation der Mitgliedsbetriebe in 
der SVLFG (bundesweit 1,5 Mio. Betriebe) 
und den neuen Bundesländern 
(173.000Betriebe) grenzt einen Erfolg bei 
einer Wahlhandlung ein.  
Falls es zur Wahlhandlung in den 2 Gruppen 
der Selbständigen kommen sollte, stehen der-
zeit 14 Vorschlagslisten zur Wahl, die sich 
vermutlich in Listenzusammenlegungen noch 
organisieren. Die daraus entstandenen Listen 
werden sich im Mitteilungsblatt der SVLFG 
darstellen und der DBB könnte in seinen Mit-
teilungen eine Empfehlung aussprechen! 
Auf der Seite  www.SVLFG.de- Selbstver-
waltung- Sozialwahl sind Mitteilungen und 
Grundsätzliches zur Sozialwahl eingestellt.

Zulassung eine Unterstützerliste (1.000 Per-
sonen der jeweiligen Gruppe). 

 

 
 
 



18  DBB-Rundbrief Dezember 2016 

 
Leitungsbau- und Erdbauarbeiten 
(aus Betriebswirtschaftliche Nachrichten 5/2016) 

 
Die meisten Versorgungsleitungen verlaufen 
unterirdisch. Bei Arbeiten im Erdreich ist 
daher auf mögliche Gas- oder Wasserleitun-
gen sowie Strom- oder Fernmeldekabel zu 
achten. 
Vor Beginn von Erdbauarbeiten, egal ob im 
öffentlichen oder im privaten Bereich, ist es 
unerlässlich, sich bei den zuständigen Versor-
gungsunternehmen über den Verlauf unterir-
discher Leitungen zu informieren. Hierzu 
muss auf der Baustelle ein Leitungsplan vor-
handen sein, der vom Versorgungsunterneh-
men angefordert werden kann. Die Angaben 
der Versorgungsunternehmen können jedoch 
unverbindlich sein, sodass es eventuell not-
wendig ist, den genauen Leitungsverlauf mit-
tels Leitungs- und Kabelsuchgeräten, gegebe-
nenfalls auch mit Suchschlitzen in Hand-
schachtung, zu ermitteln. 
Selbst wenn zwei Punkte einer Leitung ermit-
telt sind, bedeutet dies nicht zwingend, dass 
der Verlauf geradlinig zwischen diesen beiden 
ist. Beim Einsatz von Großgeräten in unmit-
telbarer Nähe von Leitungen sind diese kom-
plett durch Handschachtung freizulegen. Sto-
ßen Sie dabei auf Trassenwarnbänder, Abde-
ckungen oder Leitungen, ist die Arbeit sofort 
einzustellen und das zuständige Versorgungs-
unternehmen kurzfristig über den Fund zu 
informieren. 
 
Stromkabel getroffen – was nun? 
Sollte trotz aller Vorsichtsmaßnahmen eine 
unterirdische „Lebensader“ verletzt werden, 
ist besondere Vorsicht geboten – je nachdem, 
was getroffen wurde. Ist ein Stromkabel be-
schädigt, so besteht Lebensgefahr durch 
elektrischen Schlag. In diesem Fall: 
• Arbeiten sofort einstellen. 
• Anwesende Personen auffordern, Ab-

stand zu halten. 
• Schadensstelle sofort absperren und ver-

lassen. 
• Den Energieversorger schnellstmöglich 

informieren. Ist dies nicht möglich, Feu-
erwehr oder Polizei anrufen (hier liegen 
die Notrufnummern der Energieversorger 
vor). 

• Wurde das Kabel mit Handwerkzeug 
(Schaufel, Spitzhacke) oder Erdspießen 
beschädigt, diese auf keinen Fall weiter 
bewegen und nicht versuchen sie heraus-
zuziehen. 

Ist das Kabel durch ein Fahrzeug (Bagger) 
beschädigt worden, gilt zusätzlich Folgendes: 
• Das Fahrzeug aus dem Gefahrenbereich 

bringen. Ist das Fahrzeug bereits verlas-
sen, nicht erneut einsteigen. Sollte das 
Arbeitswerkzeug (Schaufel) des Fahrzeu-
ges mit einer unter Spannung stehenden 
Ader des Stromkabels in Kontakt ge-
kommen sein, besteht beim Einsteigen 
Lebensgefahr durch elektrischen Schlag. 
 

Gasleitungen 
Ist eine Gasleitung beschädigt, besteht Zünd- 
und Explosionsgefahr durch ausströmendes 
Gas. Aus diesem Grund: 
• Arbeiten sofort einstellen. 
• Nicht rauchen, Funkenbildung vermeiden 

und keine elektrischen Geräte bedienen. 
• Anwesende Personen auffordern, Ab-

stand zu halten. 
• Alle Verbrennungsmotoren sofort aus-

schalten. 
• Gefahrenbereich weiträumig absperren 

(Windrichtung beachten) und verlassen. 
• Den Energieversorger schnellstmöglich 

informieren. Ist dies nicht möglich, Feu-
erwehr oder Polizei anrufen. 

• Gefahrenbereich mit Personal überwa-
chen. 

 
Wasser- / Fernwärmeleitungen 

 
Ist eine Wasser- oder Fernwärmeleitung be-
schädigt, besteht die Gefahr der Aus- und 
Unterspülung sowie der Überflutung. Bei ei-
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ner beschädigten Fernwärmeleitung besteht 
Verbrühungsgefahr durch plötzlichen Austritt 
von Heißwasser oder Heißdampf. Deshalb: 
• Arbeiten sofort einstellen. 
• Baugruben und tief liegende Räume von 

Personen räumen. 
• Schadensstelle und eventuelle Gefahren-

bereiche absperren. 
• Den Energieversorger schnellstmöglich 

informieren. Ist dies nicht möglich, Feu-
erwehr oder Polizei anrufen. 

• Gefahrenbereich mit Personal überwa-
chen. 

Allgemein gilt: Auch wenn es sich nur um 
einen kleinen Schaden handelt, zum Beispiel 
eine Verletzung der Ummantelung, muss der 
Energieversorger informiert werden. Kleine 
Schäden lassen sich meist schnell und ohne 
großen Aufwand beheben. Auch ein ver-
meintlich kleiner Schaden kann langfristig, 
oft durch das Eindringen von Wasser, große 
Ausmaße annehmen und eine teurere Repara-
tur nach sich ziehen. 
Die einzig wirksame Maßnahme, Freilei-
tungsunfälle zu verhindern, ist, ausreichend 
Abstand einzuhalten. Der Schutzabstand ist 
abhängig von der Netzspannung. Dabei ist der 
Abstand nicht nur zwischen Mensch und Frei-
leitung geboten, sondern auch zwischen 
(landwirtschaftlichen) Maschinen und Gerä-
ten und den Freileitungen. Kann er nicht si-
cher eingehalten werden, darf die Freileitung 
nicht unterquert bzw. darf sich der Freileitung 
nicht weiter genähert werden bzw. muss vom 
Netzbetreiber freigeschaltet werden. 
 

Nennspannung 

Schutzabstand 

zu unter Span-

nung stehenden 

Freileitungen 

bis 1 KV 1 Meter 

über 1 bis 110 KV 3 Meter 

über 110 bis 220 KV 4 Meter 

über 220 bis 380 KV 5 Meter 

Spannung unbekannt 5 Meter 

 
Kommt es zu einer unzulässigen Annäherung 
oder gar zur Berührung zwischen Maschine 

und Freileitung, sind folgende Regeln unbe-
dingt zu beachten: 
• Es dürfen sich keine Personen dem Fahr-

zeug nähern. Diese sind zu warnen. 
• Der Fahrzeugführer darf das Fahrzeug 

nicht verlassen. Er muss versuchen, das 
Fahrzeug aus dem Gefahrenbereich zu 
fahren. 

• Wenn das Fahrzeug nicht aus dem Gefah-
renbereich bewegt werden kann und der 
Fahrer zum Beispiel wegen eines Brandes 
das Fahrzeug verlassen muss, darf er 
nicht „normal“ absteigen. Er muss mit 
geschlossenen Füßen vom Fahrzeug ab-
springen. Dabei muss er möglichst weit 
springen und den Kontakt mit dem Fahr-
zeug vermeiden. Bei der Landung muss 
er darauf achten, dass er nur auf den Fü-
ßen aufkommt und sich nicht gleichzeitig 
mit den Händen auf dem Boden abstützt. 
Weiter Entfernen vom Fahrzeug nur mit-
tels Sprungschritten mit geschlossenen 
Füßen (Spannungstrichter). 

• Die Unfallstelle ist im Umkreis von 20 
Metern abzusperren. 

• Die Feuerwehr ist unverzüglich zu alar-
mieren. Hier liegen die Notrufnummern 
der Energieversorger vor. 

 

 
 
Die Erfahrungen der SVLFG belegen, dass 
insbesondere landwirtschaftliche Lohnunter-
nehmen von den geschilderten Gefährdungen 
betroffen sind. Dies liegt vermutlich an den 
Arbeitsabläufen und an der Arbeitsintensität 
in Spitzenzeiten. Hinzu kommt, dass die Ab-
messungen moderner Fahrzeuge kontinuier-
lich steigen. Zum Beispiel kann der Auswurf-
krümmer eines modernen Feldhäckslers auf 
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circa sechs Meter Höhe ausgefahren werden. 
Daher sind besonders die Verantwortlichen 
dieser Betriebe gefordert, die Gefahr durch 
Freileitungen zu berücksichtigen. Eine ent-
sprechende Gefährdungsbeurteilung ist erfor-
derlich. Dabei werden die Gefahren ermittelt 
und notwendige Maßnahmen festgelegt. Die 
wichtigste Maßnahme stellt mit Sicherheit die 

Unterweisung der Beschäftigten dar. Die 
Fahrzeugführer müssen für die Gefährdungen, 
die sich aus der Arbeitsumgebung ergeben 
können, sensibilisiert werden. Fünf Sekunden 
für die Sicherheit: Beim Heranfahren an ein 
Feld oder eine Wiese den Blick schweifen 
lassen – das reicht, um offensichtliche Gefah-
ren durch Freileitungen zu erkennen. SVLFG 

 
 
 
 
 
 
 

Diskussion um Gülle und Kunstdünger 
Der Schwindel um Nitrat im Grundwasser 

  
 (Deutschlandradio Kultur – Mahlzeit vom 18.11.2016) 

 

 
Die Landwirtschaft wird vor allem für die 
steigende Nitratbelastung des Grundwassers 
verantwortlich gemacht. (dpa / picture alli-
ance / Patrick Pleul) 
 
Verseuchen Gülle und Kunstdünger deut-

sches Grundwasser? Eine Klage der EU-

Kommission legt das nahe. Lebensmittel-

chemiker Udo Pollmer kann darüber aber 

nur den Kopf schütteln. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Folgt man den Berichten im Fernsehen, dann 
droht uns allen Ungemach durch die Gülle, 
die in den Ställen anfällt. Denn diese "ver-
seucht" angeblich unser Trinkwasser mit Nit-
rat. Nitrat ist laut ZDF noch dazu "krebserre-
gend". Zu dumm nur, dass auch im Gemüse 
reichlich Nitrat steckt, oft 10mal, ja manch-
mal 100mal so viel wie im Trinkwasser.  

 

Service und Termine 
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Demnach wären Kopfsalat, Rucola und Grün-
kohl eine Krebsgefahr ersten Ranges. Unter 
uns: Das Krebsrisiko basierte auf einer ur-
sprünglich vernünftigen Theorie um das Jahr 
1980, aber die hat sich mittlerweile als gegen-
standslos erwiesen. Deshalb können Sie Ihr 
Gemüse trotz Nitrat mit Wohlbehagen vertil-
gen. 
Um Missverständnissen vorzubeugen: Das 
Rohwasser, das die Wasserwerke fördern, ist 
kein kristallklares Nass, das aus Grotten spru-
delt, in denen Ökozwerge über die Reinhal-
tung der Quellen wachen, sondern oft eine 
trübe, schwermetallhaltige, stinkende Rost-
brühe. Bei der Aufbereitung wird der nach 
Stinkbomben riechende Schwefelwasserstoff 
entfernt, dann Mangan und Eisen. Wasser 
kann prinzipiell all das enthalten, was auch 
die Bergleute aus der Tiefe fördern, wie Erze, 
Schwefel oder Cadmium. 
Wein und Gemüse gedeihen auf nitrat-

durchlässigen Böden 
Zurück zum Nitrat: Spitzenreiter sind nicht 
etwa Regionen mit viel Tierhaltung, wie gern 
unterstellt wird, sondern viehlose Gebiete in 
Rheinland-Pfalz – und das schon seit Jahr-
zehnten. Für die Belastung des Wassers sind 
dort der Gemüse- und der Weinbau verant-
wortlich, sie benötigen reichlich Stickstoff 
und gedeihen auf Böden, die ziemlich nitrat-
durchlässig sind. Auch wenn der Wein prak-
tisch frei von Nitrat ist, so kann das Grund-
wasser deutlich belastet sein. Wäre es da nicht 
angebrachter, als Verursacher statt dem übli-
chen Güllefass doch lieber ein Weinfass zu 
zeigen? 
 
Die Gülle wird nämlich von Spezialfirmen 
aus viehreichen Gebieten – also solchen, in 
denen die Böden nicht für Brotgetreide oder 
Gemüse taugen – in jene Regionen gefahren, 
die keine Tiere mehr halten und Dünger brau-
chen. Sie halten keine Tiere, weil ihre Äcker 
zu schade dafür sind. Der Landwirt produziert 
wo immer möglich Nahrung für den Men-
schen, denn die wird gut bezahlt. Futtermittel 
baut er nur an, wenn es nicht anders geht. 
Futtermittel müssen billig sein, wenn Fleisch 
billig sein soll. 

Doch auch ohne Gemüse- und Weinbau kön-
nen die Nitratgehalte im Wasser beachtlich 
sein. Beispielsweise in Naturschutzgebieten. 
Das liegt an der Bodenstruktur und am Bo-
denleben. Im Erdreich leben Mikroben, die 
Nitrat abbauen, so dass das Wasser, das aus 
der Tiefe gefördert wird, in der Regel unbe-
lastet ist. Deshalb gibt es viehreiche Gebiete 
ohne jedes Nitratproblem. Allerdings gibt es 
auch Böden wie Sandböden, die so gut durch-
lüftet sind, dass dort die nitratfressenden Bak-
terien nicht überleben. Deshalb kann Grund-
wasser auch in Naturschutzgebieten von Na-
tur aus belastet sein, denn Nitrat wird auch 
aus verrottender Biomasse freigesetzt. 
 
Energiepflanze Mais benötigt viel Stick-

stoff im Boden 
Natürlich trägt auch die Landwirtschaft zur 
Belastung bei. Hier sind neben dem Gemüse-
bau die Biogasanlagen zu nennen: Die Ener-
gie vom Acker erfordert hohe Erträge – damit 
ist Mais die ideale Energiepflanze. Leider 
erfordert der Mais eine massive Stickstoff-
düngung. Da die Pflanze ideal für leichte Bö-
den ist, die gut durchlüftet sind, wird auch 
dort das Nitrat nicht mehr abgebaut. So belas-
tet die grüne Energie das Grundwasser. 
Trotzdem: Unser Grundwasser ist keinesfalls 
mit Nitrat "verseucht". 
 
Bleibt die Frage: Warum soll sich dann 
Deutschland vor dem Europäischen Gerichts-
hof wegen des Nitrats im Wasser verantwor-
ten? Das haben unsere Umweltpolitiker ge-
schickt eingefädelt: Sie haben erwirkt, dass 
von den vorhandenen abertausenden Mess-
stellen nur 162 nach Brüssel gemeldet wur-
den, nämlich solche, die deutlich belastet 
sind. Die sauberen Brunnen wurden der EU 
verschwiegen. So kann man sich später durch 
drastische Auflagen für die Landwirte als Ret-
ter der Umwelt inszenieren. 
 
Vor Jahren haben die Wasserwerke teure An-
lagen installiert, mit denen sich das Nitrat 
zuverlässig entfernen lässt. Heute sind nahezu 
alle Anlagen stillgelegt. Warum wohl? Mahl-
zeit! 
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25 Jahre Medienanstalt Sachsen-Anhalt am 02.11.2016 in Halle 
 
50 MBit für jede Wohnung, eine 

WhatsApp-Familiengruppe, vielfältige 

Rundfunklandschaften und als neue Bun-
despräsidentin eine Frau aus dem Osten  
 
(Halle/Saale, 02.11.2016) – Mit rund 200 
Gästen aus Medien, Wissenschaft, Politik und 
Wirtschaft feierte die Medienanstalt Sachsen-
Anhalt ihren 25. Geburtstag am historischen 
Gründungsort – im Halloren- und Salinemu-
seum in Halle – in dem sich vor 25 Jahren die 
erste Versammlung konstituierte. 
 
In seiner Ansprache ging Markus Kurze, der 
Vorstandsvorsitzende der MSA, auf das Zu-
sammenspiel von Medienregulierung und 
Medienkompetenz ein. "Die Medienwelten 
brauchen Regeln und Kontrolle, um Pro-
grammgrundsätze und Jugendschutz durchzu-
setzen, aber vor allem auch um die Vielfalt 
und den Wettbewerb der Meinungen zu si-
chern. Diese Vielfalt ist Garant und Spiegel-
bild einer lebendigen und funktionierenden 
Demokratie." sagte Kurze und betonte weiter: 
"Wenn immer mehr Lebenszeit Mediennut-
zungszeit ist, bedarf es auch mehr Anstren-
gungen zur Vermittlung von Medienkompe-
tenz, um unsere Bevölkerung für diese Medi-
enwelt fit zu machen. Die Medienanstalt ist 
hier bereit, sich intensiv mit einzubringen. 
 

Ministerpräsident Dr. Reiner Haselhoff stellte 
sich den Fragen von Holger Tapper und zeigte 
sich als Medienprofi: Breitbandziel von 50 
MBit für Wohnungen? Ja, aber je nach Wirt-
schaftlichkeit sowohl mit Glasfaser als auch 
mit Vektoring über Kupferleitung. Lieber 
Twitter als facebook, weil es schneller, aktu-
eller und prägnanter ist. Privat gern auch 
WhatsApp-Familiengruppe, weil man sich 
anders nicht schneller und einfacher gegensei-
tig informieren kann. Im Unterricht ist der 
Umgang mit modernen Medien natürlich zu 
thematisieren, aber sie sollten nicht andauernd 
in der Schule genutzt werden, das lenkt zu 
stark ab. Auch gute politische Entscheidungen 
sind nur zu treffen, wenn das Kommunikati-
onskonzept stimmt. Sein Favorit für die 
Gauck-Nachfolge: eine Frau aus dem Osten – 
aber noch kein Name! Das launige Interview 
gefiel.  
 
Gelobt wurde die Arbeit der Medienanstalt in 
den Geburtstagsgrüßen der lokalen Fernseh-
sender, des MDR, der privaten Radiosender 
und der Bürgermedien.  
 
Zum Abschluss schnitten Ministerpräsident 
Dr. Reiner Haseloff und der Vorstand  die 
Geburtstagstorte an und luden zum gemein-
samen Austausch ein.  

 
 
 

 
 

 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Martin Heine (Direktor MSA), Dr. Reiner Haseloff (Ministerpräsident Sachsen-Anhalt), Markus Kurze, MdL 

(Vorsitzender MSA-Vorstand), Annekatrin Valverde (MSA-Vorstand), Prof. Dr. Konrad Breitenborn (MSA-

Vorstand) 
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Auszeichnung von Klaus Münchhoff, 
Gut Derenburg als „Agrarunter- 
nehmer des Jahres“ anlässlich der 
Eurotier in Hannover 

 
 
  

Verleihung des Verdienstkreuzes am 
Bande für Prof. Dr. Wolfgang Mer-
bach in Magdeburg 
 

 
 
 
 
 
 

Die Auszeichnung "Agrarunternehmer des 
Jahres" geht in diesem Jahr an einen Pionier 
des Precision Farming.  
Klaus Münchhoff erhält den Preis „Agrarun-
ternehmer des Jahres". Er überzeugte die un-
abhängige Jury mit seiner unternehmerischen 
Leistung, seinem Pioniergeist, seinem Mut 
und seiner Weitsicht sowie seinem ausgepräg-
ten Gespür für Zukunftsfelder in der Land-
wirtschaft und speziell im Ackerbau.  
 
Er ist einer der Pioniere in der praktischen 
Anwendung des Precision Farming. Die Op-
timierung der Betriebsabläufe auf Gut Deren-
burg und das Ausloten neuer technischer 
Möglichkeiten im Pflanzenbau treiben ihn an. 
So manchen Prototypen hat er im Praxisein-
satz getestet und seine Erkenntnisse in Vor-
trägen, auf Feldtagen und auch als Buchautor 
vermittelt. Nachhaltiges Wirtschaften mit 
modernen Methoden ist dem vielseitig enga-
gierten Landwirt ein zentrales Anliegen. Er 
setzt sich darüber hinaus in der Öffentlich-
keitsarbeit im Forum Moderne Landwirtschaft 
(FML) sowie in der Deutschen Landwirt-
schaftsgesellschaft (DLG) ein.  
 
Mit der Auszeichnung würdigt die agrarzei-
tung (az) jährlich herausragende Persönlich-
keiten der Agrarbranche für ihre außerge-
wöhnlichen unternehmerischen Leistungen  
und ihr Engagement zum Nutzen für die Ag-
rarwirtschaft.  
Die Preisverleihung fand in diesem Jahr in 
Hannover im Vorfeld der Messe Eurotier 
statt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Prof. Dr. Merbach erhielt am 16.11.2016 von 
Ministerpräsident Haseloff das Verdienst-
kreuz am Bande der Bundesrepublik Deutsch-
land.  
Der Dipl.-Landwirt und ehemalige Instituts-
leiter war Teilnehmer am Zentralen Runden 
Tisch der DDR und hat sich große Verdienste 
um die Umgestaltung der Landwirtschafts-
wissenschaften nach der politischen Wende 
gemacht. Sein wissenschaftliches Werk liegt 
im Bereich der Pflanzenernährung. Hier gilt 
er als internationale Kapazität. Außerdem hat 
Merbach über viele Jahrzehnte  verantwort-
lich in der Christlich Demokratischen Union 
mitgearbeitet. Er ist als renommierter Wissen-
schaftler hervorgetreten und hat damit dem 
Ruf Sachsen-Anhalts als Land der Forschung 
große Dienste geleistet. 
 
Der Bauernbund arbeitet seit vielen Jahren 
mit Prof. Merbach eng zusammen, sei es bei 
verschiedenen Projekten oder in unserem ge-
meinsamen Kampf für die Erhaltung der 
Landwirtschaftlichen Fakultät in Halle.  
 
Im folgenden Kapitel haben wir einen Artikel 
von Prof. Merbach zum Klimawandel 
„Ist der Mensch tatsächlich verantwortlich?“ 
veröffentlicht.
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bestes land in bauernhand!

aspekt: die insolvenz der KtG agrar 
se bestimmte in den zurückliegenden 
Wochen die schlagzeilen, wenn es um 
strukturen in der landwirtschaft ging. 
45 000 hektar anbauflächen, kaum noch 
zu durchschauende strukturen, hun-
derte von Millionen umsatz und auch 
schulden – was hat das alles noch mit 
bäuerlicher landwirtschaft zu tun?
Annekatrin Valverde: nichts. das ist 
ein börsennotierter Großkonzern, der 
für seine anleger und aktienkurse wirt-
schaftet. der acker wird nur unter die-
sem Gesichtspunkt ausgebeutet.

aspekt: stichwort acker oder anbauflä-
che. hat denn ein bauer angesichts sol-
cher zusammengekaufter riesenkonzer-
ne wie die KtG agrar überhaupt noch 
eine Chance, boden zu pachten oder zu 
erwerben?
Annekatrin Valverde: dazu muss man 
sich die Gesamtsituation einmal genau-
er ansehen. bei der Pacht stieg im frü-

heren bundesgebiet der bodenanteil in 
den zehn Jahren von 1991 bis 2010 von 
knapp 43 Prozent auf etwa 53 Prozent. 
die durchschnittliche Pachtfläche je be-
trieb hat sich in diesem Zeitraum von 13 
auf fast 29 hektar mehr als verdoppelt. 

Die Landwirtschaft erlebt derzeit einen der 
gewaltigsten Umbrüche der letzten Jahrzehnte. Und das nicht nur in 

Ostdeutschland oder Sachsen-Anhalt, sondern überall in Deutschland, ja 
sogar in Europa. Die unterschiedlichen Strukturen der Anbauflächen in 
Ost und West, die Wirtschaftskrise mit all ihren Folgen, wie den Niedrig-
zinsen, die die Bodenspekulation angeheizt haben, Sanktionen für den 
Export landwirtschaftlicher Produkte, ein dramatischer Preisverfall bei 
Milch und Milchprodukten, europäische Regulierungen und noch vieles 

andere mehr. Die Liste ließe sich noch lang fortsetzen.
Und dabei ist die Landwirtschaft, gerade in Sachsen-Anhalt, einer wich-
tigsten Wirtschaftszweige überhaupt. Und dennoch steht sie bei weitem 

nicht so im Fokus der Aufmerksamkeit, wie es nötig wäre.
aspekt sprach darüber mit Annekatrin Valverde, Hauptgeschäftsführerin 

des Bauernbund Sachsen-Anhalt e.V.

Bestes Land in  
Bauernhand!

Fo
to

: d
p

a 

Fo
to

: B
B

aspekt2016-10 01.indd   12-13 26.09.16   11:26



12  10/2016 10/2016  13

bestes land in bauernhand!

aspekt: die insolvenz der KtG agrar 
se bestimmte in den zurückliegenden 
Wochen die schlagzeilen, wenn es um 
strukturen in der landwirtschaft ging. 
45 000 hektar anbauflächen, kaum noch 
zu durchschauende strukturen, hun-
derte von Millionen umsatz und auch 
schulden – was hat das alles noch mit 
bäuerlicher landwirtschaft zu tun?
Annekatrin Valverde: nichts. das ist 
ein börsennotierter Großkonzern, der 
für seine anleger und aktienkurse wirt-
schaftet. der acker wird nur unter die-
sem Gesichtspunkt ausgebeutet.

aspekt: stichwort acker oder anbauflä-
che. hat denn ein bauer angesichts sol-
cher zusammengekaufter riesenkonzer-
ne wie die KtG agrar überhaupt noch 
eine Chance, boden zu pachten oder zu 
erwerben?
Annekatrin Valverde: dazu muss man 
sich die Gesamtsituation einmal genau-
er ansehen. bei der Pacht stieg im frü-

heren bundesgebiet der bodenanteil in 
den zehn Jahren von 1991 bis 2010 von 
knapp 43 Prozent auf etwa 53 Prozent. 
die durchschnittliche Pachtfläche je be-
trieb hat sich in diesem Zeitraum von 13 
auf fast 29 hektar mehr als verdoppelt. 

Die Landwirtschaft erlebt derzeit einen der 
gewaltigsten Umbrüche der letzten Jahrzehnte. Und das nicht nur in 

Ostdeutschland oder Sachsen-Anhalt, sondern überall in Deutschland, ja 
sogar in Europa. Die unterschiedlichen Strukturen der Anbauflächen in 
Ost und West, die Wirtschaftskrise mit all ihren Folgen, wie den Niedrig-
zinsen, die die Bodenspekulation angeheizt haben, Sanktionen für den 
Export landwirtschaftlicher Produkte, ein dramatischer Preisverfall bei 
Milch und Milchprodukten, europäische Regulierungen und noch vieles 

andere mehr. Die Liste ließe sich noch lang fortsetzen.
Und dabei ist die Landwirtschaft, gerade in Sachsen-Anhalt, einer wich-
tigsten Wirtschaftszweige überhaupt. Und dennoch steht sie bei weitem 

nicht so im Fokus der Aufmerksamkeit, wie es nötig wäre.
aspekt sprach darüber mit Annekatrin Valverde, Hauptgeschäftsführerin 

des Bauernbund Sachsen-Anhalt e.V.
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in den neuen ländern war eine entge-
gengesetzte entwicklung zu beobachten. 
hier sank der Pachtanteil von 91 Prozent 
im Jahr 1997 auf nunmehr 74 Prozent 
2010. 

aspekt: und warum?
Annekatrin Valverde: dies ist vor al-
lem eine Folge der Privatisierung von 
umfangreichen staatlichen treuhand-
flächen durch die bundeseigene boden-
verwertungs- und -verwaltungs- Gmbh 
(bVVG). Zusätzlich werden auch auf 
dem Privatmarkt deutlich mehr Flächen 
gehandelt als in Westdeutschland, dar-
unter auch bodenreformland.

aspekt: Was auswirkungen auf die Prei-
se hat...?
Annekatrin Valverde: natürlich. in 
den letzten fünf Jahren sind in den 
neuen ländern die Verkaufspreise um 
fast 53 Prozent gestiegen, die Pachten 
um 39 Prozent. sehr viele der bVVG-
Flächen werden mit über 800 euro je 
hektar verpachtet. das kann kein land-
wirtschaftsbetrieb unter den derzeitigen 
bedingungen erwirtschaften.

aspekt: die Krise der landwirtschaft ist 
damit auch von dieser seite her ein gutes 
stück hausgemacht?

aspekt: Ganz erfolglos waren aber ihre 
bemühungen nicht?
Annekatrin Valverde: das ist richtig, 
aber die 2015 überarbeiteten Proto-
kollnotizen zu den Privatisierungs-
grundsätzen von 2010 sind nur ein 
teilerfolg. die Verringerung der los-
größe bei ausschreibungen auf 15 hek-
tar, die beschränkte ausschreibung für 
Junglandwirte und arbeitsintensive be-
triebe sowie die Verlängerung des Pri-
vatisierungszeitraumes bis 2030 sind 
erste schritte, um die strukturen im in-
teresse der landwirte bei der Flächen-
privatisierung besser zu berücksichti-
gen, aber das reicht nicht. 

aspekt: sie sind gegen die Veröffentli-
chung der Kauf- und Pachtpreise durch 
die bundeseigene bodenverwertungs- 
und -verwaltungs- Gmbh. Warum?
Annekatrin Valverde: Wenn die Pacht-
preise und die Kaufpreise des bVVG-
niveaus für alle Flächen eines betriebes 
gelten würden, gäbe es keine landwirt-
schaft mehr. die behörde nutzt die un-
terschiedlichen interessen der privaten 
bodeneigentümer, um maximale erlö-
se in die staatskasse zu spülen. letzt-
lich ist diese art des handelns durch 
die bVVG ein Verstoß gegen das treu-
handgesetz.

aspekt: landwirtschaftsflächen sind 
heute vielfach spekulationsobjekt. Wo-
rin bestand der Fehler in der bodenpo-
litik?
Annekatrin Valverde: das ist eine ganze 
liste voller Fehler. nur ein beispiel. nach 
der Wiedervereinigung wurde bodenre-
formland für etwa 6000 dM je hektar 
begünstigt verkauft. Jetzt, nachdem die 
bindungsfrist ausgelaufen ist, werden 
solche Flächen für bis zu 33 000 euro je 
hektar angeboten. das bringt nicht nur 
den gesamten bodenmarkt durcheinan-
der, vor allem werden die Grundstück-
marktberichtwerte künstlich nach oben 
manipuliert.

aspekt: Mit welchen Folgen?
Annekatrin Valverde: Jede Menge Geld 
drängt aus ominösen Quellen in den 
bodenmarkt. die großen betriebe ha-
ben finanzielle Verpflichtungen, sind 
angesichts der prekären erwerbslage 
auf ihre Flächen und auf Kapital ange-
wiesen. sie haben also überhaupt keine 
Wahl. damit ändern sich die Mehrheits-
verhältnisse, rendite fließt in fremde 
Quellen, der boden wird gewisserma-
ßen festverzinsliches Wertpapier. die 
kleinen bäuerlichen landwirtschaften 
sind davon deutlich weniger betroffen. 
richtig problematisch wird es, wenn 

agrarindustrielle Fonds und aktienge-
sellschaften selbst am Markt operieren. 
heute kaufen Finanzinvestoren mehr 
agrarland als landwirte und sind damit 
neue wichtigste Käufergruppe beim Flä-
chenverkauf.

aspekt: Wie kann man das ändern?
Annekatrin Valverde: das geht nur 
über eine gründliche Überarbeitung des 
Grundstückverkehrsgesetzes. der Vor-
schlag von landwirtschaftsminister a.d. 
aeikens zum agrarstrukturentwicklungs-
gesetz war der richtige Weg. 
Vor allem müssen Kauf- und Pachtver-
träge bei Überschreiten der höhe zu den 
ortsüblichen Preisen konsequent versagt 
werden. bei Kauf, wenn die Überschrei-
tung 120 Prozent, bei Verpachtung über 
150 Prozent beträgt. das neue agrarstruk-
turgesetz muss unbedingt den anstieg 
der bodenpreise dämpfen und boden-
spekulationen entgegenwirken, externen 
Kapitalanlegern den Zugang zum boden-
markt erschweren, besser unterbinden, 
eine breite streuung des bodeneigentums 
gewährleisten, die Wertschöpfung in der 
region und die Verbundenheit der be-
triebe zum dorf erhalten.

Annekatrin Valverde: der deutsche bau-
ernbund hat schon lange auf die zu erwar-
tenden Probleme hingewiesen und immer 
wieder eine Überarbeitung der Vergabe-
richtlinie für die bVVG-Flächen gefor-

dert. das war um so dringender, als das 
bundesfinanzministerium im april 2015 
die Verhandlungen über eine Übernahme 
der bVVG-Flächen durch das land sach-
sen-anhalt für beendet erklärt hat.
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liste voller Fehler. nur ein beispiel. nach 
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 Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 

Weißensteinstraße 70-72 
34131 Kassel 
Hausanschrift: OT Hönow, Hoppegartener Str. 100, 15366 Hoppegarten 

 

Information über bemerkenswerte Unfälle bei der Sozialversicherung 
für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau  

im Monat November 2016 
(Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) 

 
 
Schwere Arbeitsunfälle 
 
 
  Zum Umtreiben einer tragenden Färse betrat ein Betriebsunternehmer den abge-

sperrten Stallbereich. Beim Umtreiben wurde er vom mitlaufenden Bullen angegriffen 
und mehrfach attackiert. (Brandenburg) 
Ursache: fehlende Separierung des Bullen 
Folgen:   schwere Verletzungen Schulter und Schlüsselbein, Rippenserienfraktur 

 
 
   Ein zur Schlachtung vorgesehener Mastbulle konnte im Fangstand nicht durch den 

Nackenbügel fixiert werden. Damit war nach Meinung der Anwesenden der Einsatz 
des Bolzenschussgerätes nicht möglich. Daraufhin gab der anwesende Metzger ei-
nen Schuss aus einer Pistole auf den Bullen ab. Während des Ausblutens beugte 
sich der Metzger über den am Boden liegenden Mastbullen. Dabei rutschte die Pisto-
le aus seiner Tasche und es löste sich ein Schuss, der einen in der Nähe stehenden 
Versicherten traf. (Thüringen) 
Ursache: Mitführen einer geladenen, ungesicherten Waffe 
Folgen:   Schussverletzung im Oberkörper, Steckschuss Halswirbelkörper 

 
 
   Beim Befüllen der Futterraufe wurde ein Landwirt vom in der Herde mitlaufenden Bul-

len angegriffen. Der Angriff geschah, obwohl der Landwirt vorher den Schlepper (als 
„Rettungsinsel“) zwischen Futterraufe und Herde abgestellt hatte.  
(Mecklenburg-Vorpommern) 
Ursache: Zum Füllen der Raufe musste die Weide betreten werden 
Folgen:   Rippenserienfraktur, Verletzungen der Lunge 

 
 
   Nach dem Aufstellen einer Jagdkanzel sollten Äste, welche die Sicht behinderten, 

abgesägt werden. Dazu bestieg ein Jagdpächter eine Anlegeleiter und sägte mittels 
Motorkettensäge einen starken Ast ab. Beim Aufprall auf den Boden schnellte dieser 
wieder nach oben und traf den auf der Leiter stehenden Jagdpächter. (Thüringen) 
Ursache: ungenügende Beurteilung des Astes, nicht geeigneter Standplatz 
Folgen:   Rippenserienfraktur, Frakturen Brustbein, Halswirbel, Lendenwirbel, Lun-

genriss 
 

 
   Ein Versicherter stellte einen Plattenwagen auf dem Feld ab, um damit Rundballen 

abzufahren. Eine Sicherung gegen Wegrollen (Feststellbremse, Hemmschuh) erfolgte 
nicht. Beim Beladen bemerkte der Versicherte, dass sich der Wagen langsam in Be-
wegung setzte. Daraufhin versuchte er durch Vorlegen eines Hemmschuhs die Be-
wegung zu stoppen. Beim Auflaufen auf den Hemmschuh kippte der Wagen, die 
Rundballen rutschten ab und der Versicherte wurde von einem Rundballen getroffen. 
(Thüringen) 
Ursache: Fehlende Sicherung gegen Wegrollen, ungeeigneter „Rettungsversuch“ 
Folge:     Beckenringfraktur 
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   Beim Aufarbeiten eines liegenden Stammes im Kronenbereich wurde ein unter dem 

Baum liegender Ast erfasst und gegen den Unterschenkel des Motorkettensägenfüh-
rers geschleudert. (Mecklenburg-Vorpommern) 
Ursache: ungenügende  Beachtung der Umgebungsverhältnisse 
Folgen:   Fraktur Schien- und Wadenbein 

 
 
   Zum Reinigen einer Dachrinne stieg ein Versicherter auf eine Stehleiter mit aufge-

setztem Schiebeteil. Beim Absteigen sank die Leiter einseitig in den lockeren Boden, 
kippte um und der Versicherte fiel von der Leiter. (Sachsen-Anhalt) 
Ursache: Leiter nicht standsicher aufgestellt 
Folgen:   Fraktur Fuß, Muskelriss Schulterbereich 

 
 
 
 
Tödlicher Unfall 
 

 
  Beim Häckseln von Mais unterschritt der Fahrer den Sicherheitsabstand zu einer 

20kV-Leitung. Als im Bereich des Schneidwerks Funkenflug zu sehen war, verließ ein 
mitfahrender Versicherter den Häcksler, um nach dem angeblichen Schaden zu se-
hen. Dabei erlitt er einen tödlichen Stromschlag. (Thüringen) 

 
 





 
 

 
 
 
 
 
 

 
Ingenieurbüro Ellmann/Schulze GbR, Hauptstraße 31, 16845 Sieversdorf 

LEISTUNGSSPEKTRUM 
 

Das Ingenieurbüro Ellmann/Schulze ist ein privates Unternehmen, das im Jahr 1995 gegründet 
wurde, dessen Gründer jedoch bereits vorher in einem anderen Büro eigenverantwortlich arbei-
teten bzw. in leitender Tätigkeit eingesetzt waren. Wir verfügen über ein breit gefächertes Auf-
gabenspektrum, das von der Landschaftsplanung über Umweltuntersuchungen bis zur Bearbei-
tung hydrologischer Probleme (naturnaher Wasserbau, Grundwasser-
Oberflächenwasserbeziehungen etc.) reicht. Zum Leistungsprofil gehören z.B. auch Planungen 
im Bereich Landschaftsgestaltung/-architektur, Gartendenkmalpflege und Objektplanungen. 
Dabei ist das Arbeitsgebiet nicht räumlich begrenzt. 
 
Unser Büro verfügt über diverse CAD-Stationen (AutoCAD) mit verschiedenen Applikationen 
(z.B. CAD DIA overlay, AutoCAD Map, arc CAD usw.), so dass das gesamte Kartenmaterial 
digital erstellt und bearbeitet wird. Wir sind in der Lage, sämtliche Daten digital zu erfassen, in 
Datenbanken zu bearbeiten und mit weiteren Informationen (GIS) zu verschneiden.  
 
Unser Ingenieurbüro bietet folgende Leistungen an: 
 

∗ Planung 
∗ Beratung 
∗ Studien 
∗ Gutachten 
∗ Projekte 
∗ Projektüberwachung 
∗ faunistische, floristische und pflanzensoziologische Erhebungen 
∗ limnologische Untersuchungen und Gewässergutachten 
∗ Moorgutachten 
∗ Beratung von Behörden und Betrieben zu Fragen des ökologischen Landbaus (ökolo-

gische Landwirtschaft/Tierhaltung/Verhaltensforschung/Kom-postierung/Naturschutz) 
∗ Vermessungsleistungen (keine Katastervermessung), Geländevermessung und Tie-

fenpeilung mit GPS und Echolot 
∗ kartographische Bearbeitung mit AutoCAD und GIS (Arc view) 
∗ Erstellung verschiedenster kartographischer Unterlagen vollständig mittels AutoCAD 

bzw. LANDCADD, digitale Bearbeitung von konventionellen Karten 
∗ Ausführung von Farbplotarbeiten (A0 und Überlängen) 
∗ Einbindung in Geographische Informationssysteme und Datenbanken (GIS) 
∗ Vermittlung bohrtechnischer sowie anderer geotechnischer und umwelttechnischer 

Leistungen 
 
Das Büro verfügt über modernste CAD-Stationen mit diversen Applikationen, so dass das 
gesamte Kartenmaterial digital erstellt und bearbeitet wird. Wir sind zudem in der Lage, 
sämtliche digital erfasste Daten, in Datenbanken zu bearbeiten und mit weiteren Informationen 
(GIS) zu verschneiden. Dies schließt eine umfassende Kompatibilität zu Arc-info und Arcview 
ein. 
Durch unser Ingenieurbüro wurden in den letzten Jahren eine Vielzahl von Gutachten mit 
wasserwirtschaftlichen, landschaftsplanerischen sowie Landnutzungs- und 
Naturschutzaspekten erarbeitet. Dabei reicht das Spektrum von großräumigen Betrachtungen 
(z. B.: Freiraumgutachten "Region Prignitz - Oberhavel" für die Gemeinsame Landesplanung 
Berlin-Brandenburg) über konkret abgegrenzte flächenhafte Untersuchungen (z. B.: 



 
 

 
 
 
 
 
 

 
Ingenieurbüro Ellmann/Schulze GbR, Hauptstraße 31, 16845 Sieversdorf 

Hydrologische und hydrochemische Untersuchungen im NSG "Görner See" für die Untere 
Naturschutzbehörde des Landkreises Havelland) bis zur Objekt- und Sanierungsplanung (z. B.: 
Rückbau des Dossewehres "Friedrichgüte" aus fischereilicher und ökologischer Sicht für den 
Landesanglerverband Brandenburg). 
Unser Ansatz bei allen Arbeiten soll, neben der notwendigen Sicherheit und der 
Vorgehensweise gemäß des „Standes der Technik“, nachhaltig und ökologisch sein.  
Dabei ist die reine HAECKELsche Lehre von den Wechselbeziehungen zwischen Natur und 
Umwelt nur eine Seite der Medaille. Wir sind uns bewusst, dass jeder Mensch anders ist, dass 
jeder Mensch die Probleme anders sieht und das Gewicht bei bestimmten Fragen anders setzt. 
Wir betrachten uns deshalb zunehmend als Mittler zwischen den Bedürfnissen der Menschen, 
der technisierten Umwelt und den Belangen von Natur und Landschaft. Wir wollen nicht zum 
Verrechner von Schutzgutqualitäten degradiert werden, sondern bemühen uns, funktionale 
Zusammenhänge beim ökologischen Geschehen in den Vordergrund zu stellen und diese mit 
den aktuellen Anforderungen bei Planungsleistungen in Einklang zu bringen. 
 
Um eine einseitige Sichtweise bei der Bearbeitung von Aufträgen zu vermeiden, haben wir 
unsere Mitarbeiter so gewählt, dass Probleme fachübergreifend und vielschichtig bearbeitet 
werden können.  
Wir sind förderndes Mitglied des BWK Sachsen-Anhalt und beide Gesellschafter sind als 
Beratende Ingenieure in der Brandenburgischen Ingenieurkammer registriert. Durch eine 
gezielte und stetige Fortbildung sowie den steten Kontakt zu diversen Hoch- und Fachschulen 
versuchen wir, den ständig neuen Anforderungen unseres Berufes gerecht zu werden. Dazu 
gehört auch, dass wir uns für die Ausbildung von jungen Menschen engagieren. Neben der 
zeitweisen Übernahme von Lehrtätigkeiten an Hoch- und Fachschulen werden durch uns, trotz 
des nicht unerheblichen Aufwandes, jährlich Diplomarbeiten auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft und der Landespflege betreut. Eine unserer Diplomandinnen erhielt im Jahr 
2000 den BWK-Studienpreis des Landes Sachsen-Anhalt. 
 
Eine besondere Freude und Überraschung im Jahr 2005 war die Vergabe des Brandenburgi-
schen Architekturpreises an unser Büro für das Projekt „Gestaltung des Grünzuges und ökolo-
gische Aufwertung der Egelneiße“ in der Stadt Guben. In diesem Zusammenhang wurde be-
sonders der integrative Ansatz unserer Planung hervorgehoben. 
 


